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Jean-Jacques Rousseau: Gesellschaftsvertrag (1762) · Glossar 

Bürger (= citoyen) 
Das staatliche Individuum als Teil des Souve-
räns bzw. Träger der Souveränität (I.6), im Ge-
gensatz zum Untertan. 

Eigentum 
Der durch die Staatsgründung entstehende le-
gitime Individualbesitz. 

Gemeinwille (= volonté générale) 
Der Wille der Körperschaft, die durch die 
Staatsgründung entsteht. Diese Körperschaft 
hat nach Rousseau (unter bestimmten Bedin-
gungen) eine Tendenz dazu, ihr eigenes Wohl 
zu befördern, das Gemeininteresse (II.3). Die-
ses fällt mit dem Wohl der ihr unterstellten Un-
tertanen zusammen. 

Gemeinwohl 
Der von Rousseau als Analogie zum individuel-
len Wohl aufgefasste Nutzen des zum Staat 
verfassten Kollektivs („Staatskörpers“). Dieses 
entspricht nach Rousseau dem Wohl jedes 
Bürgers (I.7), selbst wenn er das nicht aner-
kennt. 

Gesamtwille 
Die der „herrschenden Meinung“ entsprechen-
de Ausrichtung eines Kollektivs; wenn die Bür-
ger uninformiert sind oder einen anderen als 
ihren eigenen Willen kundtun (etwa weil sie 
manipuliert sind), kann der Gesamtwille von 
der volonté générale abweichen und damit 
nicht mehr das Gemeinwohl befördern (II.3). 

Gesetz 
Willensäusserung des Volkes in Bezug auf sich 
selbst, also die Äusserung der volonté générale, 
sofern sie einen allgemeinen Gegenstand be-
trifft (d. h. eine ganze Klasse von Objekten, 
Handlungen oder Vorgängen im Gegensatz zu 
einzelnen) (II.6). Nach Rousseau ist das Be-
schliessen von Gesetzen deshalb die eigentli-
che Aufgabe des Souveräns. 

Machtmonopol 
Die nach dem Machtverzicht der Individuen im 
Gesellschaftsvertrag entstehende staatliche 
Macht, die nach Rousseau (II.4) – wie nach 
Hobbes – grundsätzlich absolut ist. 

Regierung 
Inhaber der staatlichen Macht, der vom Souve-
rän beauftragt wird, Beschlüsse in Bezug auf 
Besonderes zu fällen und durchzuführen. 

Souverän 
Der Staat als Handelnder (I.6) bzw. als durch 
den Gesellschaftsvertrag legitimierter Inhaber 
des Machtmonopols, d. h. der staatlichen 
Macht. Der Souverän besteht nach Rousseau 
nur aus den einzelnen Individuen, die den 
Vertrag schliessen (I.7). 

Souveränität 
Die durch den Gesellschaftsvertrag entstehen-
de legitimierte Handlungsmacht des Staats, die 
nach Rousseau stets an die den Vertrag schlie-
ssenden Individuen (das Volk) zurückgebunden 
bleibt. 

Staat 
Die durch den Gesellschaftsvertrag konstituier-
te »öffentliche Person« (I.6), also das durch den 
Gesellschaftsvertrag organisierte Kollektiv, das 
dadurch zum Volk wird. Rousseau bezeichnet 
dies auch als »passive« Entsprechung zum Sou-
verän (I.6). 

Untertan (= bourgeois) 
Das staatliche Individuum als dem Gesetz Un-
terworfener (I.6) , im Gegensatz zum Bürger. 

Volk 
Die Gesamtheit der durch den Gesellschafts-
vertrag zum Staat werdenden Individuen (I.6). 
Das Volk wird von Rousseau wohl als Nation 
verstanden. 

Zwangsgewalt, Zwangsmacht 
Der Einsatz des staatlichen Machtmonopols, 
der nach dem Gesellschaftsvertrag zunächst 
zum Zweck des Schutzes von Person, Freiheit 
und Eigentum der Bürger legitimiert ist, dann 
aber auch das Fortbestehen des Staats garantie-
ren soll. Von Zwangsmacht wird nur gespro-
chen, wo die Untertanen selbst (und nicht etwa 
ein anderer Staat) von der Machtausübung be-
troffen sind. 

 


